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Durch die unmittelbare Nähe zur Stadtmitte muss der Städtebau urbanen Charakter 
aufweisen. 
 
Grenzbebauung  
Jeweils nur einseitige Grenzbebauung an den Westgrenzen der Grundstücke FlNr. 86, 88/1 
und 90, Gmkg. Ebersberg unveränderte Grenzbebauung beidseitig bei  FlNr. 90/2 und 
ostseitig bei 145/2, Gmkg. Ebersberg. 
 
Abstandsflächen 
Abstandsflächen nach BayBO, bzw. nach Bebauungsplan jeweils an den Ostseiten von 
FlNrn. 86, 88/1 und 90, Gmkg. Ebersberg mit der Maßgabe, dass erdgeschoßige Bebauung 
mit flachem oder flach geneigtem Dach (z. B. Garage oder überdachte Tiefgaragen-Zufahrt) 
zulässig ist. 
 
Öffentliche Zugänge oder Zufahrten 
Es sollen keine öffentlichen Zufahrten oder Zugänge über die Privatgrundstücke zur südlich 
angrenzenden Grünanlage vorgesehen werden. 
 
Tiefgaragen – Zufahrt 
Die Tiefgaragen-Zufahrt sollte mit gegenseitigen Durchfahrtsrechten für alle Grundstücke 
gesichert werden, so dass langfristig bei (auch abschnittsweiser) Realisierung einer Gesamt-
Tiefgarage die Ein- bzw. Ausfahrt von Osten und Westen ermöglicht wird. Zusätzliche Ein- 
und Ausfahrten nach Norden zur Ulrichstraße sind möglich, aber dann nicht erforderlich.  
 
Eigentümerweg 
Für die südlichen Einzelhäuser und eventuell auch eingeschränkt für die größeren 
Mehrfamilienhäuser sollte ein öffentlich gewidmeter Eigentümerweg mit Wendehammer über 
die Grundstücke FlNr. 86, 88/1 und 90, Gmkg. Ebersberg vorgesehen und gesichert werden. 
Dies ist ohnehin für die Feuerwehrzufahrt, falls keine Direktzufahrten über Ulrichstraße auf 
den einzelnen Grundstücken errichtet werden sollen, sowie für Müllabfuhr und 
Rettungsfahrzeuge als Voraussetzung erforderlich, da sie Einfluss auf die Planungs-
grundlagen hat. 
 
Straßenseitige Gebäudeflucht 
Die straßenseitige Gebäudeflucht des Bestandes soll erhalten bleiben und somit möglichst 
keine Abtretung von Flächen für Gehweg, Park- und Grünstreifen stattfinden. Eine 
Ausnahme stellt das Grundstück FlNr. 86, Gmkg. Ebersberg dar, da hier Senkrechtpark-
buchten entstehen sollen. In diesem Zusammenhang sollte über eine leichte Verschwenkung 
der Ulrichstraße nach Norden in die Böschung hinein nachgedacht werden, da hier keine 
straßenseitige Bebauung vorhanden ist. 
 
Bestandsschutz 
Die bestehenden Gebäude sollen grundsätzlich Bestandschutz genießen. Bei einer 
bebauungsplankonformen Bebauung erlischt der Bestandsschutz. Es muss über eine 
Lösung nachgedacht werden, inwieweit der Bestandschutz bei teilweiser Realisierung nach 
Bebauungsplan zu erhalten ist. 
 
Baurecht nach § 34 BauGB 
Grundsätzlich sollte der Bebauungsplan das derzeit anzuwendende Baurecht nach § 34 
BauGB nicht einschränken. Die südliche Grenze der Bebaubarkeit wurde schon mal als 
nördliche Grenze der Grünanlagen festgelegt (= Flucht des südlich bestehenden Gebäudes 
auf FlNr. 85 FlNr., Gmkg. Ebersberg, – Zwingler). Diese Linie sollte weiter beibehalten 
werden. 
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Landratsamt Ebersberg, staatl. Bauverwaltung, Schreiben vom 20.9.2006 
 
Aus bau-, immissionsschutz- und naturschutzfachlicher Sicht und aus der Sicht des 
Landkreises werden keine Einwände und Bedenken vorgebracht. 
 
 
Landratsamt Ebersberg, Gesundheitsamt, Schreiben vom 4.9.2006 
 
Es wird mitgeteilt, dass sich keine Anregungen oder Einwände ergeben. 
 
 
Straßenbauamt Rosenheim, Schreiben vom 15.9.2006 
 
Es wird mitgeteilt, dass keine Einwände bestehen. 
 
 
Erdgas Südbayern, Schreiben vom 14.9.2006 
 
Gegen die Flächennutzungsplanänderung werden keine Einwände erhoben. Auf eine 
bestehende Erdgasleitung wird verwiesen. 
 
Die o.a. Erdgasleitung liegt im Bereich der öffentlichen Straße „An der Schafweide“ und auf 
den Grundstücken FlNr. 3294 und 3296/3 der Gmkg. Ebersberg im Bereich des Geländes der 
Fa. Swietelsky zu deren Versorgung. Darstellungen im FNP oder Maßnahmen zur Sicherung 
der Leitung sind nicht auf der Ebene der Flächennutzungsplanung nicht erforderlich 
 
 
Mit  9 : 0  Stimmen beschloss der TA dem Stadtrat zu empfehlen, den Hinweis zur Kenntnis 
zu nehmen. 
 
 
Gemeinde Steinhöring, Schreiben vom 1.9.2006 
 
Es wird mitgeteilt, dass die Belange der Gemeinde Steinhöring nicht berührt werden. 
 
 
Gemeinde Frauenneuharting, Schreiben vom 13.9.2006 
 
Mit o.g. Schreiben wird mitgeteilt, dass seitens der Gemeinde Frauenneuharting keine 
Einwände bestehen. 
 
 
Jagdgenossenschaft Ebersberg, Mitteilung vom 27.9.2006 
 
Am 27.9.2006 teilte die Jagdgenossenschaft telefonisch mit, dass keine Anregungen 
vorgebracht werden. 
 
 
Von den nachstehenden Trägern öffentlicher Belange wurde keine Stellungnahme 
abgegeben: 
 

Landratsamt Ebersberg, Altlasten 
Wasserwirtschaftsamt Rosenheim 
Bayer. Landesamt für Denkmalpflege – Bodendenkmalpflege 
Amt für Landwirtschaft und Forsten, Ebersberg, Abt. Landwirtschaft 
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Landkreis Ebersberg, Schreiben vom 29.8.2006 
 
Dieses Schreiben ist nach der Beschlussfassung über die Anregungen und Bedenken im 
Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB eingegangen. 
Hierin wird darauf hingewiesen, dass die Beschreibung der augenblicklichen Situation unter 
Nr. 2 Abs. 2 der Begründung i.d.F. vom 10.7.2006 insoweit richtig zu stellen sei, als lediglich 
die Beladung der Transportfahrzeuge im offenen Entladehof stattfände. Sammlung und 
Weiterbearbeitung werde im überdachten Problemmüllzwischenlager abgewickelt. 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Rosenheim fordert dagegen in seiner Stellungnahme vom 
21.9.2006, dass auch auf den Flächen im Umfeld der Halle wassergefährdende Stoffe nicht 
umgeschlagen oder gelagert werden dürfen. 
Diese Forderung ist auf der bauleitplanerischen Ebene nicht relevant und muss im 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren abgehandelt werden. Trotzdem ist ein 
Hinweis in der Begründung angebracht. 
 
Die Anpassung der Begründung an die derzeitigen tatsächlichen Gegebenheiten, wie sie vom 
Landkreis mitgeteilt wurden und die Aufnahme eines Hinweises auf die Forderung des 
Wasserwirtschaftsamtes Rosenheim, stellen lediglich eine redaktionelle Änderung dar. Eine 
erneute öffentliche Auslegung des Flächennutzungsplanes ist daher nicht erforderlich. 
 
 
Mit  9 : 0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss dem Stadtrat zu empfehlen, die 
Begründung entsprechend zu berichtigen.  
 
 
Landratsamt Ebersberg, staatl. Bauverwaltung, Schreiben vom 19.9.2006 
Landratsamt Ebersberg, Altlasten, Schreiben vom 19.9.2006 
Landratsamt Ebersberg - Landkreis, Schreiben vom 19.9.2006 
 
Aus bau-, naturschutz- und immissionsschutzfachlicher Sicht werden keine Einwände und 
Bedenken erhoben. Weiter wird mitgeteilt, dass sich aus der Sicht des Landkreises und aus 
Altlastensicht keine Einwände und Bedenken ergeben. 
 
 
Landratsamt Ebersberg, Gesundheitsamt, Schreiben vom 4.9.2006 
 
Seitens des Gesundheitsamtes werden keine Bedenken und Einwände erhoben. 
 
 
Wasserwirtschaftsamt Rosenheim, Schreiben vom 21.9.2006 
 
Hierzu wird auf die Behandlung der Stellungnahme des Landkreises verwiesen. 
Das WWA teilt mit, dass auf den Flächen im Umfeld der Halle wassergefährdende Stoffe 
nicht umgeschlagen oder gelagert werden dürfen. 
 
Auf der Ebene der Bauleitplanung ist dies nicht relevant. Das Landratsamt wird diese 
Forderung im Rahmen der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung beachten. 
Wie im Zusammenhang mit der Stellungnahme des Landkreises vom 29.8.2006 beschlossen, 
wird die Begründung um einen entsprechenden Hinweis ergänzt. 
 
 
Straßenbauamt Rosenheim, Schreiben vom 14.9.2006 
 
Es werden keine Einwände erhoben. 
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Amt für Landwirtschaft und Forsten, Schreiben vom 8.9.2006 
 
Es wird mitgeteilt, dass weder aus landwirtschaftlicher noch aus forstwirtschaftlicher Sicht 
Einwände erhoben werden. 
 
 
Erdgas Südbayern, Schreiben vom 14.9.2006 
 
Gegen die Flächennutzungsplanänderung werden keine Einwände erhoben. Auf eine 
bestehende Erdgasleitung wird verwiesen. 
 
Die o.a. Erdgasleitung liegt im Bereich der öffentlichen Straße „An der Schafweide“ und auf 
den Grundstücken FlNr. 3294 und 3296/3 der Gmkg. Ebersberg im Bereich des Geländes der 
Fa. Swietelsky zu deren Versorgung. Darstellungen im FNP oder Maßnahmen zur Sicherung 
der Leitung sind nicht auf der Ebene der Flächennutzungsplanung nicht erforderlich 
 
Mit  9 : 0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss dem Stadtrat zu empfehlen, den 
Hinweis zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Gemeinde Hohenlinden, Schreiben vom 22.8.2006 
 
Es wird mitgeteilt, dass durch die Flächennutzungsplanänderung Belange der Gemeinde 
Hohenlinden nicht berührt werden. 
 
 
Gemeinde Steinhöring, Schreiben vom 4,9,2006 
 
Es wird mitgeteilt, dass durch die Flächennutzungsplanänderung Belange der Gemeinde 
Steinhöring nicht berührt werden. 
 
 
Die nachfolgenden Träger öffentlicher Belange gaben keine Stellungnahme ab: 

 
Kreisbrandinspektion Ebersberg 
Deutsche Telekom AG  
Kabel Deutschland GmbH 
E.ON Bayern AG 
 
 
 
b) Feststellungsbeschluss: 
 
Mit  9 : 0  Stimmen beschloss der TA dem Stadtrat zu empfehlen, die 28. Änderung des 
Flächennutzungsplanes samt Begründung mit Umweltbericht unter Berücksichtigung der 
vorher beschlossenen redaktionellen Änderungen festzustellen und die Verwaltung zu 
beauftragen, die Genehmigung nach § 6 BauGB einzuholen. 
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Mit 9 : 0   Stimmen beschloss der TA, die Begründung entsprechend zu berichtigen.  
 
 
Landratsamt Ebersberg, staatl. Bauverwaltung Schreiben vom 10.10.2006 
Landratsamt Ebersberg - Landkreis, Schreiben vom 19.9.2006 
 
Aus bau-, naturschutz- und immissionsschutzfachlicher Sicht sowie aus der Sicht des 
Landkreises werden keine Einwände und Bedenken erhoben. 
 
 
Landratsamt Ebersberg, Gesundheitsamt Schreiben vom 4.9.2006 
 
Es wird mitgeteilt, dass aus hygienischer Sicht keine Forderungen erhoben werden. 
 
 
Kreisbrandinspektion Ebersberg, Schreiben vom 8.9.2006 
 
Der Löschwasserbedarf kann bereitgestellt werden. 
Die entsprechenden Löschwasserentnahmestellen sind vorhanden. 
Die Löschwasserrückhalteanlagen können, soweit sie nicht bereits vorhanden sind, 
eingerichtet werden. 
Die Forderungen zum Feuerwehrzugang bzw. zur Zufahrt können erfüllt werden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Durch die Stellungnahme der Kreisbrandinspektion wird eine Änderung des Bebauungs-
planes nicht erforderlich. 
Die evtl. erforderlichen zusätzlichen Maßnahmen werden im Rahmen des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens eingefordert. 
 
 
Wasserwirtschaftsamt Rosenheim, Schreiben vom 21.9.2006 
 
Hierzu wird auf die Behandlung der Stellungnahme des Landkreises vom 29.8.2006 
verwiesen. 
Das WWA teilt mit, dass auf den Flächen im Umfeld der Halle wassergefährdende Stoffe 
nicht umgeschlagen oder gelagert werden dürfen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Auf der Ebene der Bauleitplanung ist dies nicht relevant. Das Landratsamt wird diese 
Forderung im Rahmen der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung beachten. 
Wie im Zusammenhang mit der Stellungnahme des Landkreises vom 29.8.2006 beschlossen, 
wird die Begründung um einen entsprechenden Hinweis ergänzt. 
 
 
Straßenbauamt Rosenheim, Schreiben vom 14.9.2006 
 
Seitens der Straßenbauamtes bestehen keine Einwände. 
 
 
Amt für Landwirtschaft und Forsten, Ebersberg, Abt. Forsten Schreiben vom 8.9.2006 
 
Es werden weder aus landwirtschaftlicher noch aus forstwirtschaftlicher Sicht Einwände 
erhoben. 
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Gemeinde Steinhöring, Schreiben vom 14.9.2006 
 
Die Gemeinde Steinhöring teilt mit, dass ihre Belange durch die Planung nicht berührt 
werden. 
 
 
Deutsche Telekom AG, Schreiben vom 15.9.2006 
 
Die Deutsche Telekom AG erhebt keine Bedenken. 
 
 
Erdgas Südbayern, Schreiben vom 14.09.2006 

 
Gegen die Bebauungsplanung werden keine Einwände erhoben. Auf eine bestehende 
Erdgasleitung wird verwiesen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die o.a. Erdgasleitung liegt im Bereich der öffentlichen Straße „An der Schafweide“ und auf 
den Grundstücken FlNr. 3294 und 3296/3 der Gmkg. Ebersberg im Bereich des Geländes der 
Fa. Swietelsky zu deren Versorgung. Festsetzungen oder Maßnahmen zur Sicherung der 
Leitung sind auf der Ebene der Bebauungsplanung nicht erforderlich. 
 
Mit  9 : 0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss, den Hinweis zur Kenntnis zu 
nehmen. 
 
 
E.ON Bayern AG, Schreiben vom 13.9.2006 
 
Gegen die Bebauungsplanung werden keine Einwände erhoben, wenn dadurch der Bestand, 
die Sicherheit und der Betrieb ihrer Anlagen nicht beeinträchtigt wird.  
Im Schutzzonenbereich zum 20kV-Kabel ist ein Pflanzabstand von je 2,50 m einzuhalten. 
Je nach Leistungsbedarf könnte die Errichtung einer neuen Transformatorenstation sowie das 
Verlegen zusätzlicher Kabel erforderlich werden. Je nach Stationstyp würde ein Grundstück 
mit einer Größe zwischen 18 m² und 35 m² erforderlich und zugunsten der E.ON Bayern zu 
sichern. 
Der Zugang bzw. die Zufahrt zur bestehenden Transformatorenstation TH Nr. 10324 muss 
weiterhin gewährleistet sein. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Durch die Bebauungsplanung wird die derzeit vorhandene Erschließung nicht verändert. 
Nach Auskunft des künftigen Betreibers ist mit einer Erhöhung des Strombedarfs nicht zu 
rechnen. 
Auf die Pflanzabstände zu den Versorgungsleitungen kann in der Begründung hingewiesen 
werden. 
 
Mit  9 : 0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss festzustellen, dass durch die 
Bebauungsplanung nicht in den Bestand, die Sicherheit und den Betrieb der Anlagen der 
E.ON eingegriffen wird. Der Zugang bzw. die Zufahrt zur bestehenden Transformatoren-
station wird durch die Bebauungsplanung nicht verändert. 
Festsetzungen für eine zusätzliche Transformatorenstation sind aus heutiger Sicht nicht 
erforderlich, da sich der Stromverbrauch aufgrund der Bebauungsplanung nicht verändern 
wird. 
In der Begründung ist auf die Pflanzabstände zu den Versorgungsleitungen hinzuweisen. 
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zugesagt, im nächsten Jahr beim 1. Bauabschnitt bei der Südanbindung Grafings, als erstes 
Projekt die Fußgänger- und Radfahrerunterführung zu realisieren. 
 
StR Platzer fragte nach dem Stand des Planfeststellungsverfahrens Bahnunterführung und 
wieweit die Auswahl der Planer zum Verkehrskonzept gediehen sei. 
Bgm. Brilmayer berichtete über die seit  Frühjahr wiederholt geführten Anfragen, die sich 
hoffentlich bald durch ein Ergebnis erübrigen. Er denke, dass sich die Verkehrsplaner bis 
Dezember bei ihm vorgestellt haben werden. Im Anschluss daran werden sie sich dem 
Technischen Ausschuss präsentieren. 
 
StR Berberich informierte über die, bei starkem Regen sehr großen Pfützen in der Dr.- 
Wintrich-Straße, Höhe Notarhaus / Auto Wisneth und bittet diese zu reparieren.  
 
StR Lachner verwies, wie schon mehrmals, darauf hin, die Geschwindigkeitsregelung an der 
B 304 in Richtung Baumarkt, die Höchstgeschwindigkeit von 80 KM/h auf 60 KM/h bis zur 
Einmündung Baumarkt beizubehalten, aus Rücksicht auf die schwächeren 
Verkehrsteilnehmer- „Hier dürfe man nicht locker lassen“. Bgm. Brilmayer verwies auf die 
unzähligen vergeblichen Anfragen und Bitten, versprach aber, dran zu bleiben. 
 
Des Weiteren bat StR Lachner am Ende des Radweges von der Schwabener Straße eine 
auffällige optische Barriere am Boden (z. B. roten Streifen) anzubringen, um Radfahrern, 
speziell Kindern und Jugendlichen augenscheinlich den Abstieg zu signalisieren. Dies wird 
an Herrn Weisheit weitergeleitet.   
 
 
Beginn der öffentlichen Sitzung: 19.00 Uhr 
Ende der öffentlichen Sitzung   : 21.30 Uhr 
 
 
Es folgt ein nichtöffentlicher Teil 
 
 
Ebersberg, den 
 
 
W. Brilmayer       Fischer, TOP 1-4, 6-8, 12 u. 13 
Sitzungsleiter         
 
 

Deierling, TOP, 5, 9-11 
        Schriftführer 
         
 




